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Zentrales hochschulwesen in einem Bundesstaat –  
das Beispiel Österreich

Jürgen Mittelstraß

ich muss gestehen, dass ich mir hier ein wenig seltsam vorkomme. Vor genau einem Jahr, 
im Januar 2006, stand ich anlässlich des bayerischen hochschultags schon einmal an 
dieser stelle. damals habe ich über neues aus dem Wissenschaftsland bayern berichtet, 
heute, anlässlich des hochschultags 2007, soll ich Vergleichbares mit einem bericht aus 
dem Wissenschaftsland Österreich tun. damals tat ich dies als Vorsitzender der experten-
kommission Wissenschaftsland bayern 2020, heute als Vorsitzender des Österreichischen 
Wissenschaftsrats (in Vertretung einer Ministerin, die es nach gerade vollzogenem 
 regierungswechsel nicht mehr gibt, und eines Ministers, der in seinem neuen amt noch 
nicht ganz angekommen ist). also komme ich mir vor wie ein Wanderer zwischen zwei 
Welten, in diesem falle hochschulwelten, die allerdings, wie wir gleich sehen werden, 
manches gemeinsam haben, besser noch, und das ist das gute, manches gute gemeinsam 
haben. 

das hat allerdings nur bedingt etwas mit föderalismus zu tun, d. h. mit dem general thema 
dieses hochschultags. Zwar ist auch Österreich ein bundesstaat, doch gehen hier die 
föderalen uhren anders als in deutschland, und auf die idee, den ländern allein die 
Zuständigkeit für das hochschulwesen zu überlassen, käme dort niemand. und das mit 
guten gründen. erlauben sie mir daher auch, bevor ich mir den hut des Österreichischen 
Wissenschaftsrats aufsetze, ein paar allgemeine bemerkungen zur neuen deutschen 
föderalismuswirklichkeit (aus meinem herzen keine Mördergrube machend) – herrn 
staatsminister goppel „zum fraße“. 

die ergebnisse der föderalismusdebatte in deutschland sind in meinen augen ent-
täuschend (ich hoffe, das haben gestern auch andere gesagt), und diese debatte verhieß 
für die deutsche hochschule, speziell die deutsche universität, von anfang an nichts 
gutes. nicht genug, dass die deutsche universität unter 16 verschiedene hochschul gesetze 
fällt, sie hat nun auch noch den bund als förderer verloren. sie ist zur reinen länder sache 
geworden; selbst artikel 74 abs. 1 nr. 13 des grundgesetzes, der dem bund in form einer 
konkurrierenden gesetzgebungszuständigkeit eine förderung der hochschulforschung 
erlaubt, gilt nur noch für überregionale Vorhaben, wobei eine entsprechende förderung 
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auch noch ausdrücklich von ‚Vereinbarungen‘ zwischen bund und ländern abhängig 
gemacht wird. deutschland wird, so scheint es, zum bildungs- und wissenschaftspoli-
tischen absurdistan. Wann, so möchte man beten, hört endlich auf, dass deutsche 
 bildungspolitik zwar vollmundig von europäisierung und globalisierung spricht, aber 
unüberbietbar provinziell denkt? und ist pisa nicht genug? Müssen wir jetzt auch noch 
alles tun, um gemeinsam zum Muster einer wahren bildungsprovinz zu werden? der preis 
für eine föderalismusreform, die diese bezeichnung ohnehin nicht verdient, weil sie die 
deutsche Kleinstaaterei unangetastet lässt, ist zu hoch. ich meine, sie ruiniert die res-
source der Zukunft, von der alle reden, um sie gleich wieder zu vergessen bzw. zu ver-
schleudern: Wissen und Wissenschaft.

dabei denke ich nicht an bayern. Weil bayern der ganze traurige prozess im grunde 
kaltlassen kann. schließlich ist man ein starkes hochschulland, zudem ein (zumindest 
neuerdings) reformfreudiges, das es in teilen – zuletzt bestätigt durch die ergebnisse der 
ersten runde der exzellenzinitiative – mit den besten in der Welt aufnehmen kann. 
deswegen mögen aus bayerischer sicht die föderalismusverhältnisse im hochschulbereich 
auch anders aussehen als aus bundessicht oder aus sicht der armen bundesvettern. hier 
ist es mir schlicht unbegreiflich, wie sich länder wie Mecklenburg-Vorpommern, das 
saarland, sachsen-anhalt und viele andere auf dieses föderalismuskonzept einlassen 
konnten. Will man den eigenen hochschulen die lust am untergang lehren oder sich 
gleich mit amateurligaverhältnissen abfinden? 

so viel zum stichwort föderalismusreform. nun zu Österreich und dessen umgang mit 
föderalen Verhältnissen und Zuständigkeiten im hochschulbereich. 

nach dem österreichischen bundes-Verfassungsgesetz (artikel 14) ist der bund in allen 
fragen der gesetzgebung und des Vollzugs auf dem gebiet des schulwesens zuständig. 
auch das dienstrecht für lehrer öffentlicher pflichtschulen ist in der gesetzgebung 
bundessache, im Vollzug landessache (lehrer an den pflichtschulen sind landes-
bedienstete). bei den weiterführenden und berufsbildenden schulen (bundesgymnasien, 
handelsakademien etc.) herrscht in allen bereichen bundeskompetenz, auch im dienst-
recht. das heißt, einfach ausgedrückt: die länder haben im schulwesen nur  eingeschränkte 
Mitsprachemöglichkeiten. 

auch bei den hochschulen ist die Zuständigkeit des bundes (in allen fragen der finan-
zierung, gesetzgebung, des dienstrechts etc.) eindeutig. allerdings können die länder im 
rahmen der privatwirtschaftsverwaltung den universitäten – der Zahl nach 21, darunter 
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drei Medizinische und sechs Künstlerische universitäten – Mittel zukommen lassen, etwa 
in form von stiftungsprofessuren und Zuweisungen aus wissenschaftlichen fonds. um-
gekehrt besteht für den bund das Verbot, privatuniversitäten zu finanzieren, für die 
länder nicht. das sogenannte universitätsakkreditierungsgesetz, das darüber entscheidet, 
welche privatuniversitäten wo eingerichtet werden, ist allerdings wieder in bundeskom-
petenz. bei den derzeit elf fachhochschulen (bei 18 standorten und 194 studiengängen), 
die in Österreich jüngeren datums sind als in deutschland, herrscht im unterschied zu 
den universitäten ein Mischsystem. so liegt die studienplatzfinanzierung überwiegend 
beim bund (90 prozent der Kosten pro studienplatz), während die trägerschaft auch bei 
den ländern liegen kann. das fachhochschulstudiengesetz fällt wiederum in die Kompe-
tenz des bundes. auch die derzeit in allen bundesländern außer dem burgenland ent-
stehenden pädagogischen hochschulen sind bundessache. 

Vergleicht man Österreich unter dem gesichtspunkt der hochschulzuständigkeit mit 
deutschland, sind also die unterschiede groß, vergleicht man mit bayern (oder einem 
anderen hochschulreichen bundesland), sind sie klein. das gleiche gilt für die probleme, 
die die hochschulen und die hochschulpolitik heute zu bewältigen haben. dass dabei 
länder in der größenordnung Österreichs – und hier ist auch wieder der Vergleich mit 
bayern erlaubt – im Wettbewerb der besten hochschulen und der besten hochschul-
systeme mithalten können, zeigen im übrigen im europavergleich auch andere kleinere 
länder wie holland, finnland und schweden. innerhalb des deutschen hochschulsystems 
dürfte das neben bayern derzeit nur auf baden-Württemberg und berlin (wenn in berlin 
nur endlich eine gründliche Wissenschaftsreform stattfände) zutreffen.

Was das stichwort reform betrifft, so hat Österreich mit seinem universitätsgesetz 
(ug) 2002 einen bedeutenden schritt getan. hier handelt es sich um die umfassendste 
reform der österreichischen universitäten seit 1849, der ersten Kodifikation eines organi-
sationsrechts für universitäten (wenn man dabei nicht schon an die stiftungsurkunde 
der universität Wien aus dem Jahre 1365 denkt). nach dem ug 2002 sind die  universitäten 
juristische personen des öffentlichen rechts (§ 4). sie besitzen die volle rechts fähigkeit 
und ver fügen als autonome einrichtungen über eine umfassende geschäfts fähigkeit, die 
es ihnen z. b. ermöglicht, im eigenen namen und auf eigene rechnung geschäfte zu 
tätigen (auch im bereich der drittmittelforschung) und Verträge abzu schließen. aufgaben 
sind, wie andern orts auch, forschung und lehre sowie die entwicklung und erschließung 
der Künste. als einrichtungen des bundes werden sie durch den bund garantiert und 
daher auch durch ihn finanziert. festzuhalten ist, dass in Österreich die rechtsfähigkeit 
nur den universitäten selbst und nicht ihren – früher  teilrechtsfähigen – einrichtungen 
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zukommt. die universitäten unterliegen der rechtsaufsicht des bundes, erfüllen ihre 
aufgaben aber weisungsfrei. sie geben sich ihre satzung im rahmen der gesetze 
(§ 7 abs. 1 uog 1993 und § 8 abs. 1 Kuog). 

eine wesentliche, vielleicht die wesentlichste Änderung, die im ug 2002 gegenüber dem 
vorausgegangenen universitätsorganisationsgesetz erfolgt ist, verbindet sich mit dem 
begriff der leistungsvereinbarung. diese ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der zwi-
schen den einzelnen universitäten und dem bund im rahmen der gesetze für jeweils drei 
Jahre abzuschließen ist (§ 13). Mit diesem instrument regelt das ug 2002 die staatliche 
finanzierung der universitäten völlig neu. sah das frühere organisationsrecht noch 
bundesfinanzgesetzliche budgetzuweisungen an die universitäten vor, so erfolgt die 
Vergabe finanzieller Mittel jetzt nur noch über alle drei Jahre zu definierende leistungen 
der universität (20 prozent des budgets werden durch ein sogenanntes formelbudget 
vergeben, § 12 abs. 8 ug). die zentrale bedeutung der leistungsvereinbarung – der in 
bayern und in anderen bundesländern deutschlands neuerdings die (allerdings weniger 
weitreichende) Zielvereinbarung entspricht – liegt darin, die budgetzuteilung an die 
universitäten als leistungsorientiertes steuerungselement einzusetzen, zugleich aber die 
universitäre autonomie, um die es bei alledem in erster linie geht, zu wahren. 

der Österreichische Wissenschaftsrat, der seine existenz ebenfalls dem neuen gesetz ver-
dankt (§ 119) und der in beratender funktion im dreieck universitäten – Ministerium – 
parlament agiert, hat in diesem Zusammenhang zur durchführung von leistungsverein-
barungen prinzipien formuliert, zu deren wichtigsten die folgenden (zur nachahmung 
empfohlenen) gehören: 

	(1)  die bindung der leistungsvereinbarungsentwürfe an die Vorlage eines (belastbaren) 
entwicklungsplans, 

	(2)  die existenz von Vorleistungen, mit denen die ernsthaftigkeit von entwicklungsplan 
und leistungsvereinbarungsentwurf dokumentiert wird, 

	(3)  der bezug auf Ziele, nicht auf Maßnahmen, 

	(4)  die existenz ausreichender Mittel, ohne die ein derartiges (aufwendiges) Verfahren 
seinen sinn verliert, 

	(5)  in der Konsequenz der Verhandlungen und ihrer ergebnisse die existenz von gewinnern 
und Verlierern. 
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dabei hat sich in einer ersten, gerade abgeschlossenen Verhandlungsrunde wieder einmal 
gezeigt, dass aller anfang schwer ist. so verdienten die meisten eingereichten entwick-
lungspläne eben diese bezeichnung nicht. entweder handelte es sich um einfache fort-
schreibungen der bisherigen entwicklung oder um reine Wunschträume, geträumt ohne 
viel Kontakt zur (finanziellen) Wirklichkeit. Was man selbst im sinne von prioritäten-
setzung, entsprechend auch posterioritätensetzung, tun will (besser noch: womit man 
schon begonnen hat), blieb im Vagen oder fehlte ganz. entsprechend schwach fiel in 
diesen fällen die Verbindung zwischen entwicklungsplan und leistungsvereinbarungs-
entwurf aus (wenn überhaupt in einem ernsthaften sinne vorhanden). Was im sinne einer 
zukunftsfähigen schwerpunkt- und profilbildung als zwei seiten einer Medaille gedacht 
war – ausgewiesene realisierungsschritte einer verbindlichen universitätskonzeption –, 
präsentierte sich als eine Mischung von fortschreibung und Wunschliste. schließlich 
minderte der umstand, dass für die erste runde viel zu geringe Mittel zur Verfügung 
standen, die bedeutung des Verfahrens erheblich. das aus der gesetzesperspektive den 
leistungsvereinbarungen zukommende gewicht wurde so nicht realisiert. es wäre sicher 
lohnend, mit den genannten prinzipien und diesen ersten erfahrungen in der hand, sich 
auch einmal deutsche Zielvereinbarungen, z. b. bayerische, anzusehen. 

der grund, warum ich die leistungsvereinbarung so betont habe, ist einerseits der, dass 
sich hier die ernsthaftigkeit gewährter und wahrgenommener autonomie bestätigen und 
bewähren muss (sonst bleibt ‚autonomie‘ in der staatlichen und universitätsrhetorik ein 
wohlfeiles Wort), dass sich hier aber auch – stichwort bund-länder-analogie – auf 
einmal die länder in Österreich, obgleich nicht zuständig, als Mitspieler meldeten, d. h. 
einige landeshauptleute (sprich Ministerpräsidenten) unsichtbar mit am tisch saßen. Wo 
nicht nur (wie früher) zugewiesen, sondern verhandelt wird, erwacht auch das regional-
politische interesse – als regionenfrage auch in bayern (wie in allen bundesländern) 
wohlbekannt. das ergebnis ist dann oft eine für ein hochschulsystem insgesamt nicht 
förderliche ineinssetzung von wissenschaftlichen und regionalen bedürfnissen.

im übrigen geht die autonomiekonzeption im hochschulwesen in Österreich weiter als 
in bayern (und anderen bundesländern). so werden nach dem ug 2002 berufungen und 
die bestellung der universitätsleitungen allein von der universität durchgeführt. Zudem 
ist das universitätspersonal kein bundespersonal mehr, d. h., auch hier hat der bund seine 
frühere Zuständigkeit verloren. das wiederum könnte und sollte zu neuen Wettbewerbs- 
und Kooperationsstrukturen innerhalb des systems führen. auch die werden sich erst 
allmählich einstellen. das system wird lernen, dass bei abschied von der idee der voll-
ständigen universität, die durch die moderne Wissenschaftsentwicklung erzwungen wird 
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und großen universitäten schwerer, kleinen universitäten leichter fällt, und unter den 
bedingungen anhaltenden ressourcenmangels Kooperation eine neue bedeutung 
 gewinnen wird und diese auch in der Wissenschaft ein Mittel ist, um den Wettbewerb 
mit dritten besser zu bestehen. und es wird lernen, dass die eigentlichen Wettbewerber 
nicht über der straße sitzen, wo sie in verdichteten Wissenschaftsstandorten noch immer 
gesehen werden, sondern ganz woanders – in europa und darüber hinaus –, wenn man 
auf spitzenleistungen setzt. das müssen im übrigen partout nicht alle – auch eine 
 regionalisierung universitärer leistungen und ansprüche ist sinnvoll –, aber einige schon. 
sonst würde das ganze provinz. und dies gilt für Österreich, das neben größeren stand-
orten wie Wien und graz viele kleinere wie linz oder Klagenfurt besitzt, wie für bayern 
(in der analyse der zu beginn erwähnten expertenkommission Wissenschaftsland bayern 
2020 dargelegt). 

abschließend gesagt: ob das österreichische experiment eine erfolgsgeschichte wird, die 
dann auch für andere länder, z. b. deutsche bundesländer wie bayern, vor dem hintergrund 
der neuen föderalismussituation im hochschulbereich, einen exemplarischen charakter 
gewinnen könnte, steht dahin. Viele universitäten in Österreich sind im neuen gesetz, 
damit in der neuen autonomie, noch gar nicht richtig angekommen, viele bundesländer 
Österreichs entdecken gerade erst ihre hochschulen als Motoren ihrer eigenen entwick-
lung, und auch das zuständige Ministerium (früher bundesministerium für bildung, 
Wissenschaft und Kultur, jetzt, ohne den schulbereich, bundesministerium für Wissen-
schaft und forschung) muss sich erst an die neuen asketischen Verhältnisse in sachen 
Zuständigkeit im hochschulwesen gewöhnen. Zu wünschen ist, dass das ganze gelingt, 
und dies auch in dem sinne, dass eine neue autonomievorstellung im hochschulwesen 
dem Wissenschaftssystem eines landes nicht zum nachteil (im sinne einer chaotisierung 
oder gar auflösung dieses systems), sondern zum Vorteil gereicht. dann könnte in der 
tat im hochschulwesen, auch auf dem hintergrund der europäischen und darüber hinaus 
internationalen entwicklung, wirklich ein neues Kapitel aufgeschlagen sein. 
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